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Belastete Böden vom Güterbahnhof: Wie wird die Gefahrenabwehr am Rossenrayer 
Feld entsprechend angepasst? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Zum NRW-Giftmüllskandal sind inzwischen konkrete Details bekannt. Unter anderem zu ge-
nauen Transportrouten belasteten Materials. So berichtet Correctiv, dass unter anderem mit 
Schadstoffen belastete Böden in Rede stehen, die auf der Fläche eines früheren Güterbahn-
hofs in Dortmund ausgehoben wurden. Konkret heißt es: „Bei dem belasteten Boden der ICE-
Baustelle handelt es sich nach Angaben von Ermittlern um insgesamt rund 24.000 Tonnen 
Material. Der Großteil davon soll zu den Kiesgruben Rossenray und Rossenrayer Feld Süd 
transportiert worden sein – zwei von Grundwasser durchströmte Tagebaue am Rande der 
niederrheinischen Stadt Kamp-Lintfort.“1 Der benannte Ursprungsort kann Hinweise darauf ge-
ben, welche giftigen Rückstände im illegal abgelagerten Material zu finden sind. So nutzt die 
Bahn Pflanzenschutzmittel, um in Gleisbereichen, die technische Sicherheit zu gewährleisten. 
Bis Ende 2023 kam etwa Glyphosat zum Einsatz.2 Und tatsächlich wurden in Kamp-Lintfort 
inzwischen „lokal sehr begrenzt vor allem erhöhte Herbizid-Rückstände“3 gefunden – sprich 
die chemischen Wirkstoffe, die auch in Unkrautvernichtern stecken. 
 
 
Der Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr hat die Kleine Anfrage 8191 mit Schrei-
ben vom 26. August 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie beantwortet. 
 
 
1. Auf welche Rückstände durch Pflanzenschutzmittel bzw. Unkrautvernichter wurde 

bei den bisherigen von öffentlichen Stellen veranlassten Beprobungen rund um 
die Verdachtsstandorte in Kamp-Lintfort getestet? (bitte Ergebnisse aufschlüs-
seln nach beprobten Stoffen und Ort der Probeentnahme) 

 
1 https://correctiv.org/umweltverbrechen-in-nrw/2026/04/20/schadstoffbelasteter-boden-der-deutschen-
bahn-prozess-wegen-illegaler-entsorgung/ 
2 https://www.deutschebahn.com/de/presse/pressestart_zentrales_uebersicht/DB-besiegelt-Gly-
phosat-Ausstieg-ab-2023--10414622 
3 Vgl. Vorlage 18/5199 
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Hierzu wird auf den unter Punkt a) auf Seite 10 des Landtagsberichtes vom 05.06.2026 auf-
geführten Verdachtsstandort im Zuständigkeitsbereich der Umweltbehörde des Kreises Wesel 
verwiesen4.  
 
Die durch den Kreis Wesel im Zuge der Gefahrenermittlung durchgeführten Untersuchungen 
aus Oktober 2025 und Januar 2026 erfolgten aufgrund unkonkreter Hinweise der Zentralstelle 
für die Verfolgung der Umweltkriminalität (ZeUK NRW) und des Ministeriums für Umwelt, Na-
turschutz und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen (MUNV). Auf Basis dieser Hinweise 
wurde in Absprache mit Gutachter und dem Landesamt für Natur, Umwelt und Klima Nord-
rhein-Westfalen (LANUK) auf folgende Herbizide untersucht: Atrazin, Simazin, Thiazafluron, 
Diuron, Flazasulfuron, Ethidimuron, Dimefuron, Glyphosat, Bromacil, AMPA, Flumioxazin.  
Untersucht wurden Proben aus Grund- und Oberflächenwasser, Boden und Sediment. Im Er-
gebnis konnten lokal sehr begrenzt geringfügig erhöhte Herbizid-Konzentrationen in Oberflä-
chenwasser, Boden und Sediment festgestellt werden. Im Grundwasser konnten keine Herbi-
zide nachgewiesen werden. 
Nachteilige Auswirkungen für Mensch und Umwelt konnten gutachterlich ausgeschlossen wer-
den.  
 
An den beiden Verdachtsstandorten Rossenray und Rossenrayer Feld Süd im Zuständigkeits-
bereich der Bezirksregierung Arnsberg als Bergbehörde erfolgte bisher keine Analytik auf 
Rückstände von Pflanzenschutzmitteln bzw. Unkrautvernichtern, da die von der ZeUK NRW 
an die Bergbehörde übersendeten Deklarationsanalysen und Gutachten zu den belasteten 
Böden der ICE-Baustelle keine Analysewerte für Herbizide mit Hinweisen auf eine etwaige 
Belastungssituation enthielten. Die Bergbehörde geht dem Verdacht, dass auch das in die 
Tagebaue Rossenray und Rossenrayer Feld angelieferte Material eine entsprechende Belas-
tung aufweisen könnte, aktiv nach. Zum entsprechenden Vorgehen wird auf die Antwort auf 
die Frage 2 verwiesen. 
 
 
2. Wie wurden Beprobungen in Kamp-Lintfort auf entsprechend einschlägige Stoffe 

angepasst, seitdem der mutmaßliche Herkunftsort des belasteten Materials (der 
ehemalige Güterbahnhof in Dortmund) bekannt ist?  

 
Für den in der Vorlage 18/5199 unter Punkt a) auf Seite 10 aufgeführten Verdachtsstandort 
hat der Kreis Wesel aufgrund neuer Erkenntnisse der ZeUK NRW einen weiteren Gutachter 
beauftragt. Dieser soll auf Grundlage der übermittelten Informationen sowie der bereits vorlie-
genden Untersuchungen eine weitere Gefahrenermittlung durchführen. Parameterumfang so-
wie Probenahmeorte werden vom Kreis Wesel in Absprache mit Gutachter und LANUK noch 
festgelegt.  
 
Die Bergbehörde plant für die in ihrem Zuständigkeitsbereich liegenden Tagebaue Rossenray 
und Rossenrayer Feld Süd eine Probenahme in den Gewinnungsseen und weitere Wasser-
probenahmen im Umfeld. Dabei werden der Rossenrayer See sowie bereits im Februar 2026 
beprobte Trink- und Brauchwasserbrunnen einbezogen. Die Beprobungen und der Parame-
terumfang werden mit dem Kreisgesundheitsamt und dem Umweltamt des Kreises Wesel ab-
gestimmt.  
Die Bergbehörde hat zudem die Untere Abfallwirtschaftsbehörde der Stadt Dortmund um Aus-
kunft gebeten, welche Erkenntnisse zu Herbizidbelastungen am Abfallentstehungsort (Her-
kunftsort) vorliegen. Zudem hat die Bergbehörde das Eisenbahnbundesamt als die für die Bau-
stelle zuständige Aufsichts- und Genehmigungsbehörde und die ZeUK um entsprechende 
Auskünfte gebeten. Des Weiteren bittet die Bergbehörde die Linksniederrheinische 

 
4Vgl. Vorlage 18/5199  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20984 

 
 

3 

Entwässerungsgenossenschaft (LINEG) um Auskunft zu etwaigen Erkenntnissen zu einer 
Herbizidbelastung. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse werden bei der zurzeit erfolgenden 
Erarbeitung des von der Bergbehörde in Auftrag gegebenen Gutachtens zur Gefahrenermitt-
lung und ggf. zur Planung von Gefahrenabwehrmaßnahmen an den Verdachtsstandorten Ros-
senray und Rossenrayer Feld Süd berücksichtigt. Daraus ggf. erfolgende gutachterliche Emp-
fehlungen hinsichtlich einer Beprobung bzgl. etwaiger Herbizid-Rückstände werden unverzüg-
lich umgesetzt. 
 
 
3. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass gefundene Herbizid-Rückstände nicht 

im Rossenrayer Feld verbleiben, sondern korrekt entsorgt werden?  
 
Die Bergbehörde wird die Erkenntnisse aus den von ihr o. a. vorgenommenen Abfragen bei 
der Unteren Abfallbehörde, dem Eisenbahnbundesamt, der ZeUK und der LINEG hinsichtlich 
einer etwaigen Belastung mit Herbizid-Rückständen und die Erkenntnisse aus den geplanten 
Beprobungen von Gewässern und Brunnen unmittelbar an das beauftragte Gutachterbüro mit 
der Bitte um Berücksichtigung und Bewertung weitergeben. Über ggf. zu veranlassende Maß-
nahmen wird die Bergbehörde auf Grundlage der gutachterlichen Ergebnisse und Empfehlun-
gen entscheiden. Damit geht die Bergbehörde dem geäußerten Verdacht konsequent nach 
und trägt einer etwaigen Belastungssituation mit ggf. zu veranlassenden zielgerichteten Maß-
nahmen auf der Grundlage einer gutachterlichen Bewertung und Empfehlung umfassend 
Rechnung. 
 
 
4. Laut Auskunft der Landesregierung wurde das betreffende Unternehmen vor dem 

Hintergrund der benannten Erkenntnisse „zu einem Monitoring von Grund- und 
Oberflächenwasser verpflichtet5“. Was sind die konkreten Anforderungen an die-
ses Monitoring, das entsprechend durch die Aufsichtsbehörde kontrolliert wird?  

 
Der Betreiber wurde durch den Kreis Wesel zwecks Überwachung der auffälligen Parameter 
zur regelmäßigen zertifizierten Probennahme und Analytik in Grund- und Oberflächenwasser 
verpflichtet.  
Die Oberflächengewässer sind einmal je Quartal auf folgende Parameter zu untersuchen:  

• Schwermetalle  

• Mineralölkohlenwasserstoffe  

• Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe  

• ortho-Phosphat  

• Sulfat  

• Herbizide  
 
Die Oberflächengewässerproben sind aus einer Gewässertiefe von 0,25 bis 6 m zu entneh-
men. 
 
Zusätzlich sind vier Grundwassermessstellen auf die o.g. Parameter einmal je Quartal zu un-
tersuchen.  
 
Die Untersuchungsergebnisse der Oberflächengewässerproben und der Grundwasserproben 
sind der Genehmigungsbehörde unverzüglich vorzulegen. Alle Proben sind durch einen zerti-
fizierten Probennehmer zu entnehmen. Die Untersuchungen der entnommenen Proben sind 
durch ein für die Untersuchung der o.g. Parameter zertifiziertes Labor auf Kosten des Betrei-
bers durchzuführen. 

 
5Vgl. Vorlage 18/5199 
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5. Welche möglichen Konsequenzen drohen dem Tagebaubetreiber im ordnungs-
rechtlichen Verfahren hinsichtlich der Sanierung des Bereichs mit Herbizid-Befun-
den6? 

 
Der Betreiber wurde aufgefordert, die betroffenen Flächen in einen ordnungsgemäßen Zu-
stand zu versetzen. 

 
6 Vgl. Vorlage 18/5199 


